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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. November 1958 

7 - 80110 — 4228/581 V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften der Kindergeldgesetze 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 198. Sitzung am 14. November 
1958 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
zu dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Ferner hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf folgende Ent- 
schließung gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren Gang des 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob die Beitragserhebung 
nicht so gestaltet werden kann, daß lohnintensive Betriebe 
geringer belastet werden, als es bei einer Erhebung der Bei- 
träge nach der Lohnsumme oder nach der Kopfzahl der Be- 
schäftigten der Fall ist." 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
und zu der Entschließung des Bundesrates ist in der Anlage 3 
dargelegt. 

Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Lübke 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung von Vorschriften der Kindergeldgesetze 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

Das Kindergeldgesetz vom 13. November 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 333), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von Vor- 
schriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1061), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 Nr. 7 wird der nach dem Wort 
„Rentenversicherungen" folgende Satzteil ge- 
strichen. 

2. In § 4 Abs. 1 wird die Zahl „30" durch die Zahl 
„40" ersetzt. 

3. In § 11 wird 

a) in Absatz 1 Satz 3 die Zahl „4800" durch die 
Zahl „6000", 

b) in Absatz 2 Satz 3 die Zahl „10" durch die 
Zahl „12" 

ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Kindergeldanpassungsgesetzes 

Das Kindergeldanpassungsgesetz vom 7. Januar 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 17), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von 
Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1061), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Höhe des Kindergeldes gilt § 4 
Abs. 1 des Kindergeldgesetzes." 

2. § 6 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Kinderzulage aus der gesetzlichen Un- 
fallversicherung oder der Kinderzuschuß aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen für 
das dritte und jedes weitere Kind bis zur 
Höhe des Kindergeldes nach dem Kinder- 
geldgesetz. Wird für dasselbe Kind ein Fa- 
milienzuschlag gewährt, so gilt nur der die- 
sen Zuschlag übersteigende Teil dieses Be- 
trages nicht als eigene Mittel oder als Ein- 
kommen,". 


3 § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 hinter den Worten „gesetzlichen 
Rentenversicherungen" und in Satz 2 hinter 
den Worten „gesetzlichen Unfallversiche- 
rung" werden folgende Worte eingefügt: 

„ , soweit sie für das dritte und jedes wei- 
tere Kind das Kindergeld nach dem Kinder- 
geldgesetz nicht übersteigen. " ; 

b) ‘in Satz 1 werden die Worte „ , soweit sie 
30 Deutsche Mark monatlich für das dritte 
und jedes weitere Kind nicht übersteigen" 
und in Satz 2 die Worte „unter der glei- 
chen Voraussetzung" gestrichen. 

Artikel 3 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung 
vom 6. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 469) unter 
Berücksichtigung des Änderungsgesetzes vom 
1. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 661) und des Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung von Vorschrif- 
ten der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1061) wird wie folgt geändert: 

1. In § 34 a Abs. 1 werden die Worte „von mo- 
natlich 30 Deutschen Mark" ersetzt durch die 
Worte „in Höhe des Kindergeldes nach dem 
Kindergeldgesetz. " 

2. In § 41 a Abs. 1 werden die Worte „von mo- 
natlich 30 Deutschen Mark" ersetzt durch die 
Worte „in Höhe des Kindergeldes nach dem 
Kindergeldgesetz" . 

Artikel 4 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 
Geltung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1959 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der Entwurf will — entsprechend der Regierungs- 
erklärung vom 29. Oktober 1957 — die Lage der 
kinderreichen Familien weiter verbessern. Er sieht 
zu diesem Zweck eine Erhöhung des Kindergelds 
von 30 auf 40 DM monatlich für die dritten und 
weiteren Kinder vor. Wenn der Entwurf daran fest- 
hält, daß das Kindergeld — wie bisher - — nur an 
Familien mit drei und mehr Kindern gewährt wird, 
so bekennt er sich damit zu dem Gedanken einer 
größtmöglichen Selbstverantwortung und Eigenvor- 
sorge. Nach diesem Gedanken muß es das Ziel sein, 
den einzelnen in die Lage zu versetzen, aus eige- 
nen Kräften eine Familie unterhalten zu können, 
ohne auf fremde Hilfe angewiesen zu sein. Die Ent- 
wicklung des Lebensstandards in der Bundesrepu- 
blik während der letzten Jahre spricht dafür, daß 
sich dieses Ziel erreichen läßt. Durch geeignete 
wirtschaftspolitische, sozialpolitische und steuer- 
politische Maßnahmen für eine stetige weitere Stei- 
gerung des allgemeinen Lebensstandards zu sor- 
gen, betrachtet die Bundesregierung als Haupt- 
aufgabe. Eine soziale Hilfe durch Leistungen der 
Familienausgleichskassen muß aber einsetzen, wenn 
die Familienlast überdurchschnittlich groß ist, was 
von drei Kindern an angenommen wird. 

Bei einer überdurchschnittlichen Familienlast soll- 
ten dann aber die Leistungen so hoch bemessen 
sein, daß wirklich geholfen wird. Die Erhöhung des 
Kindergelds auf 40 DM dürfte in Verbindung mit 
den Entlastungen, die das Steuerreformgesetz 1958 
für die Familien gebracht hat, als wirksame Hilfe 
anzusehen sein. Daß die Eltern einen Teil der 
Unterhaltskosten für die dritten und weiteren Kin- 
der selbst aufzubringen haben, erscheint im Hin- 
blick auf den Gedanken der Eigenverantwortung 
selbstverständlich. 

Die Lohnentwicklung seit dem Inkrafttreten des 
Kindergeldgesetzes ermöglicht die Finanzierung des 
erhöhten Kindergelds nach den bisherigen Grund- 
sätzen, ohne daß die Beitragssätze der Familien- 
ausgleichskassen wesentlich über die Höhe hinaus- 
zugehen brauchten, mit der bei Einführung des 
Kindergelds gerechnet worden war. Was den Bei- 
trag nach der Lohnsumme, die wichtigste Finanzie- 
rungsquelle, betrifft, so wird sich der durchschnitt- 
liche Beitrag der gewerblichen Familienausgleichs- 
kassen, der 1955 bei rund 1 v. H. lag, künftig auf 
rund 1,1 v. H. belaufen. Die geringfügige Mehr- 
belastung kann kein Grund sein, um an dem bis- 
herigen System des Familienlastenausgleichs etwas 
zu ändern. 

Das Kindergeld soll nach dem Entwurf erhöht wer- 
den für den durch das Kindergeldgesetz, das Kinder- 
geldergänzungsgesetz, den Dritten Abschnitt des 
Kindergeldanpassungsgesetzes (Arbeitslosenversi- 


cherung und Arbeitslosenhilfe) und das Bundesver- 
sorgungsgesetz erfaßten Personenkreis. In der 
Unfallversicherung soll die Anpassung der Kinder- 
zulagen an die Höhe des Kindergelds durch den 
Entwurf des Unfallversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes vorgenommen werden. Eine Änderung der 
Vorschriften über die Kinderzuschüsse in den Ren- 
tenversicherungen, die zur Zeit noch unter 40 DM 
liegen, durch den Entwurf wird nicht für erforder- 
lich gehalten. Die Erhöhung der allgemeinen Ren- 
tenbemessungsgrundlage infolge der Lohnentwick- 
lung wird nach den vorliegenden Unterlagen dazu 
führen, daß die Kinderzuschüsse für die im Jahr 
1959 eintretenden Versicherungsfälle den Betrag 
von 40 DM erreichen werden. Für die älteren Ver- 
sicherungsfälle wird die in den Rentenversiche- 
rungsgesetzen vorgesehene Anpassung der Renten 
auch zu einer Erhöhung der Kinderzuschüsse füh- 
ren. Eine ad-hoc-Sonderregelung wäre mit der 
Systematik dieser Gesetze nicht zu vereinbaren. 
Sollten vorübergehend nach Inkrafttreten des Ent- 
wurfs die Kinderzuschüsse in diesen Fällen noch 
etwas unter dem Kindergeld liegen, so ist zu be- 
rücksichtigen, daß die Kinderzuschüsse in den Ren- 
tenversicherungen bereits ab erstem Kind gewährt 
werden. Aus ähnlichen Erwägungen erschien es 
auch nicht angebracht, im Zusammenhang mit dieser 
Novelle einen Eingriff in die Kinderzuschlagsrege- 
lung des öffentlichen Dienstes, wonach sich zur Zeit 
die Kinderzuschläge je nach dem Alter der Kinder 
zwischen 30 und 40 DM staffeln, vorzunehmen. 


B. Besonderer Teil 

Artikel 1 (Änderung des Kindergeldgesetzes) 

! Zu Nr. 1 

! Grundsätzlich wird nach der Kindergeldgesetz- 
j gebung zur Vermeidung von Doppelleistungen Kin- 
: dergeld nicht neben den in anderen Sozialgesetzen 
| vorgesehenen Leistungen für Kinder gewährt. Der 
i Ausschluß des Anspruchs auf Kindergeld für die 
■ Kinder von Empfängern von Kinderzulagen aus 
; der gesetzlichen Unfallversicherung oder von Kin- 
derzuschüssen aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen erfolgt jedoch nach § 3 Abs. 2 Nr. 7 des 
Kindergeldgesetzes nur, „sofern für das dritte oder 
j weitere Kind Leistungen gewährt werden, die min- 
I destens dem Kindergeld . . . entsprechen". Daß der 
j Ausschluß des Kindergeldanspruchs hier von der 
; genannten Voraussetzung abhängig gemacht wor- 
! den ist, war bei der Verabschiedung des Kinder- 
j geldgesetzes geboten, da die Leistungen für Kinder 
! in der Sozialversicherung damals zum Teil noch 
j wesentlich unter dem Kindergeld lagen. Nach dem 
j Entwurf soll im Hinblick auf die Änderungen des 
I Sozialversicherungsrechts diese Voraussetzung künf- 
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tig wegfallen. In der Unfallversicherung werden 

— wie unter A. dargelegt — die Kinderzulagen 
für die dritten und weiteren Kinder künftig minde- , 
stens dem Kindergeld entsprechen. In den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen können ■ — worauf 
ebenfalls unter A. hingewiesen worden ist — die 
Kinderzuschüsse in nächster Zeit zum Teil noch 
etwas unter dem Betrag von 40 DM liegen. Eine 1 
unveränderte Beibehaltung der Vorschrift des § 3 
Abs. 2 Nr. 7 hätte zur Folge, daß auch dann das 
volle Kindergeld von 40 DM zusätzlich gewährt 
werden müßte, wenn der Kinderzuschuß nur wenig 
unter 40 DM liegt. Dies wäre nach dem Prinzip der 
Vermeidung von Doppelleistungen nicht zu vertre- 
ten. Auch die Gewährung eines Kindergeldes in 
Höhe des Differenzbetrages, an die gedacht wer- 
den könnte, erscheint im Hinblick auf den geringen 

— im übrigen in absehbarer Zeit wegfallenden — 

Unterschied zwischen Kindergeld und Kinderzuschuß 
und wegen des mit einer Gewährung des Unter- ! 
schiedsbetrages verbundenen Verwaltungsaufwan- 
des nicht angebracht. i 

Zu Nr. 2 l 

Auf die Ausführungen unter A. wird verwiesen, j 

i 

Zu Nr. 3 

Selbständige sind nach der derzeitigen Rechtslage 
von der Beitragspflicht für ihre Person befreit, so- 1 
fern ihr Einkommen 4800 DM im Jahr nicht über- 
schreitet. Die Festlegung dieser Beitragsfreigrenze 1 
in dem Kindergeldgesetz beruhte auf der Erwä- ! 
gung, daß Selbständige für ihre Person nicht zu ’ 
Beiträgen herangezogen werden sollen, wenn ihr I 
Einkommen das durchschnittliche Einkommen der j 
Arbeitnehmer, für die nach dem Gesetz die Arbeit- j 
geber die Beiträge zu zahlen haben, nicht wesent- ! 
lieh übersteigt. Eine Erhöhung der Freigrenze auf i 
6000 DM erscheint angesichts der Lohnentwicklung ' 
seit der Verabschiedung des Kindergeldgesetzes ge- ( 
rechtfertigt. 

Für die Landwirtschaft war in dem Kindergeld- 1 
gesetz ursprünglich keine Beitragsfreigrenze vorge- ; 
sehen. Zur Entlastung der Kleinstlandwirte ist erst- 
mals durch das Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung von Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 
27. Juli 1957 (BGBl. I S. 1061) (Artikel I Nr. 5 
Buchstabe b) bestimmt worden, daß die landwirt- 
schaftlichen Familienausgleichskassen Beiträge nicht : 
einziehen dürfen, sofern sich bei der Umlage für 
einen Beitragspflichtigen ein Beitrag von weniger | 
als 10 DM im Jahr ergibt, und daß der Beitrags- | 
ausfall von dem Gesamtverband der Familienaus- j 
gleichskassen gedeckt wird. Die Beibehaltung dieser j 
10-DM-Grenze würde angesichts der durch die An- 
hebung des Kindergelds erforderlichen Erhöhung 
der Umlagen um rund ein Drittel dazu führen, daß j 
zahlreiche gerade erst beitragsfrei gestellte Kleinst- 
landwirte erneut beitragspflichtig würden. Unter 
Berücksichtigung der Erfahrungen, die inzwischen 
mit der Beitragsfreigrenze gemacht wurden, sieht 
der Entwurf daher eine Erhöhung der Grenze auf 
12 DM vor. 


— 3. Wahlperiode 

Artikel 2 (Änderung des Kindergeldanpassungs- 
gesetzes) 

Zu Nr. 1 

Der Entwurf verankert den auch bisher schon be- 
folgten Grundsatz, daß das Kindergeld für die drit- 
ten und weiteren Kinder der Bezieher von Arbeits- 
losengeld oder Unterstützung aus der Arbeitslosen- 
hilfe stets die gleiche Höhe wie das Kindergeld 
nach dem Kindergeldgesetz haben soll. Die ziffern- 
mäßige Festlegung wird durch eine Verweisung auf 
den jeweiligen Satz des Kindergeldgesetzes ersetzt. 

Zu Nr. 2 und 3 

Die Änderungen des Entwurfs entsprechen — ab- 
gesehen von Korrekturen rein redaktioneller Art — 
der Änderung zu Nr. 1. 

Artikel 3 (Änderung des Bundesversorgungs- 
gesetzes) 

Entsprechend der Regelung für die Arbeitslosenver- 
sicherung und Arbeitslosenhilfe in Artikel 2 soll 
auch für die Bundesversorgung durch eine Verwei- 
sungs Vorschrift festgelegt werden, daß das Kinder- 
geld für die dritten und weiteren Kinder der Be- 
zieher von Ausgleichsrente stets dem Kindergeld 
nach dem Kindergeldgesetz entspricht. 

Artikel 5 (Geltung im Saarland) 

Die negative Saar-Klausel ist im Hinblick auf die 
wesentlichen Unterschiede der Regelung des Bun- 
desgebiets zu der Familienzulagengesetzgebung des 
Saarlandes geboten. 


C. Finanzielle Auswirkungen 

I. Familienausgleichskassen (und besondere Ein- 
richtungen der Wirtschaft) 

A. Bedarf 

Die Familienausgleichskassen haben im Jahre 1957 
— bei einem Kindergeld von 25 DM in den ersten 9, 
von 30 DM in den letzten 3 Monaten — insgesamt 
481 Mio DM Kindergeld gezahlt. Dies entspricht 
bei einem Kindergeld von 30 DM in 12 Monaten 
einem Jahresbedarf von rund 550 Mio DM. Die Er- 
höhung des Kindergeldes auf 40 DM erfordert einen 
Mehraufwand an Kindergeld von 33V3 v. H. = 
183 Mio DM, so daß sich ein künftiger Gesamt- 
bedarf an Kindergeld von 733 Mio DM ergeben 
wird. 

Die Verwaltungskosten der Familicnausgleichs- 
kassen beliefen sich im Jahre 1957 auf 14,5 Mio DM. 
Für 1958 wird man unter Berücksichtigung von Ge- 
haltserhöhungen mit rund 15 Mio DM rechnen kön- 
nen, so daß sich ein künftiger Gesamtbedarf der 
Familienausgleichskassen von 748 Mio DM ergibt. 
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B, Finanzierung 

Unter Berücksichtigung der Beitrags- 
freigrenzen kann 

1. das Aufkommen aus den Beiträgen 

der Landwirtschaft auf 43 Mio DM 

2. das Aufkommen aus Beiträgen der 
Selbständigen in der gewerblichen 
Wirtschaft und in den freien Beru- 
fen für die eigene Person geschätzt 

werden auf 32 Mio DM 

3. Die Mittel für den nach Abzug die- 
ser Beiträge noch zu deckenden 

Teils des Bedarfs von 673 Mio DM 

sind durch Beiträge der Arbeitgeber 
in der gewerblichen Wirtschaft und 
in den freien Berufen aufzubringen. 

748 Mio DM 

Die Lohn- und Gehaltssumme im Bereich der ge- 
werblichen Familienausgleichskassen betrug im 
Jahre 1957 rund 65 Mrd. DM. Schätzt man die Zu- 
wachsrate der Lohnsumme infolge Lohnerhöhungen 
und Beschäftigtenzunahme in diesem Bereich im 
Jahre 1958 auf etwa 6,5 v. H., so kann mit einer 
Lohnsumme von rund 69 Mrd. DM gerechnet wer- 
den. 

Der durch Beiträge der Arbeitgeber zu deckende 
Bedarf der Familienausgleichskassen von 673 Mio 
DM entspricht daher rund 1 v. H. der Lohnsumme. 
Im Hinblick auf die Beitragsbefreiung der Klein- 
betriebe (Lohnsumme nicht über 6000 DM) und den 
zu erwartenden Beitragsausfall muß jedoch damit 
gerechnet werden, daß der künftige Beitrag der 
gewerblichen Familienausgleichskassen im Durch- 
schnitt rund 1,1 v. H. der Lohnsumme betragen wird. 
Von diesem Beitrag von 1,1 v. H. entfallen ein 
Viertel — rund 0,28 v. H. auf die Deckung des 
Mehraufwandes infolge der Erhöhung des Kinder- 
geldes von 30 auf 40 DM. (Im Anlaufjahr 1955 
wurde von den Familienausgleichskassen im Durch- 
schnitt ein Beitrag von 1 v. H. erhoben.) 


II. Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 

A. Bedarf 

Der Bedarf an Kindergeld für die dritten und wei- 
teren Kinder der Bezieher von Arbeitslosengeld 
nach dem Kindergeldanpassungsgesetz ist für das 
Haushaltsjahr 1958 — bei einem Kindergeld von 
30 DM — auf 10,584 Mio DM veranschlagt worden. 
Durch die Erhöhung des Kindergeldes auf 40 DM 
wird sich ein jährlicher Mehraufwand von rund 
3,52 Mio DM und ein künftiger Gesamtbedarf 
von 14,11 Mio DM ergeben. 

B. Finanzierung 

Der Aufwand wird aus den durch die Arbeitgeber - 
und Arbeitnehmerbeiträge aufgebrachten Mitteln 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung gedeckt. 


III. Bund 

A. Bedarf 

1 . Kindergeldergänzungsgesetz 

Die Belastung des Bundes aus dem 
Kindergeldergänzungsgesetz (Kin- 
dergeld für Arbeitnehmer des Bun- 
des, die nicht unter die Kinderzu- 
schlagsregelung des öffentlichen 
Dienstes fallen, und für Nichter- 
werbstätige, die keine Soziallei- 
stungen für Kinder erhalten) wird 
bei 30 DM Kindergeld auf rund 
3,63 Mio DM veranschlagt. Die Er- 
höhung auf 40 DM erfordert einen 
Mehraufwand von 1,21 Mio DM, 
so daß sich ein Gesamtbedarf er- 
| gibt, von 4,84 Mio DM 

, 2. Kindergeldanpassungsgesetz 

Der Aufwand des Bundes für die 
! dritten und weiteren Kinder der 

Bezieher von Arbeitslosenhilfe 
| sind lim Haushaltsplan für 1958 mit 
8 Mio DM veranschlagt. Die Er- 
i höhung des Kindergeldes wird 

einen Mehraufwand von 2,67 Mio 
I DM erfordern, so daß sich ein Ge- 
samtbedarf ergibt von 10,67 Mio DM 

3. Bundesversorgung 

In der Bundesversorgung kommen 
nach der letzten Statistik 7174 
Kinder für ein Kindergeld nach 
§ 34 a BVG und 7300 Kinder für 
ein Kindergeld nach § 41 a BVG 
in Betracht. Bei 30 DM Kindergeld 
j ergibt sich eiin Bedarf von 5,21 
I Mio DM, bei 40 DM ein Mehrauf- 
wand von 1,74 Mio DM, so daß 
| der Gesamtbedarf beträgt 6,95 Mio DM 

Der Mehrbedarf des Bundes nach Nr. 

1 bis 3 beträgt insgesamt 5,62 Mio 

DM, der Gesamtbedarf 22,46 Mio DM 

i B. Finanzierung 

J Die Finanzierung erfolgt aus den allgemeinen Haus- 
I haltsmittein des Bundes. 

i 


IV. Länder, Gemeinden (Gemeindeverbände) 

j A. Bedarf 

j Die Aufwendungen der Länder und Gemeinden 
] nach dem Kindergeldergänzungsgesetz (für ihre 
Arbeitnehmer, die nicht unter die Kinderzuschlags- 
regelung des öffentlichen Dienstes fallen, und für 
die in der Hauswirtschaft Beschäftigten) können 
bei 30 DM auf rund 4,5 Mio DM geschätzt werden. 
Bei einer Erhöhung auf 40 DM ergibt sich ein Mehr- 
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aufwand von 1,5 Mio DM, so daß der Gesamt- 
bedarf rund 6 Mio DM betragen wird. 

B. Finanzierung 

Die Finanzierung erfolgt aus den allgemeinen Haus- 
haltsmitteln der Länder und Gemeinden. 

Der Mehraufwand nach Ziffer I bis IV beträgt 
demnach rund 194 Mio DM und der künftige Ge- 


Anlage 2 

Stellungnahme 

1. Zu Artikel 1 

Nach Nr. 1 ist folgende Nr. 2 einzufügen: 

„2. § 3 erhält folgenden Absatz 4: 

,(4) Anspruch auf Kindergeld besteht für 
die in den Absätzen 2 und 3 bezeichneten 
Personenkreise nach Fortfall der kinder- 
geldähnlichen Leistungen.' " 

Nr. 2 und 3 werden Nr. 3 und 4. 

Begründung 

Wie in der Praxis festgestellt wurde, erhalten 
z. B. Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes bei 
längerer Krankheit nach Fortfall der Bezüge 
und damit der tariflichen Kinderzuschläge man- 
gels gesetzlicher Vorschrift bis zum etwaigen 
Einsetzen von Leistungen der Rentenversiche- 
rungen kein Kindergeld. Eine tarifliche Verein- 
barung der Sozialpartner, die diese Lücke schlie- 
ßen könnte, ist bisher nicht zustande gekom- 
men. Es ist daher notwendig, die Lücke durch 
eine entsprechende Regelung in der vorliegen- 
den Novelle zu den Kindergeldgesetzen zu 
schließen. 


2. Nach Artikel 2 

issind folgende Artikel 3 bis 6 einzuifügen: 
„Artikel 3 

Änderung der Reichsversicherungsordnung und 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes 

Dem § 1262 Abs. 4 der Reichs versicherungs- 
ordnung und dem Artikel 2 § 42 des Gesetzes 
zur Neuregelung des Rechts der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter (Arbeiterrentenversiicherungs- 
Neuregelungsgesetz — ArVNG) vom 23. Feb ruar 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 45) wird folgender 
Satz angefügt: 

,Für das dritte und jedes weitere Kind ist der 
Kinderzuschuß mindestens in Höhe des Kinder- 
geldes nach dem Kindergeldgesetz zu zahlen.' 


samtbedarf aller Träger der Kindergeldzahlung 
etwa 790 Mio DM. 


V. Verwaltungskosten 

Eine Erhöhung von persönlichen oder sachlichen 
| Verwaltungsausgaben wird sich durch den Gesetz- 
entwurf nicht ergeben. 


des Bundesrates 

| Artikel 4 

, Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

und des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes 

Dem §39 Abs. 4 des Angestelltenversiicheriungs- 
gesetzes und dem Artikel 2 § 41 des Gesetzes 
| zur Neuregelung des Rechts der Rentenversiche- 

rung der Angestellten (Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetz — AnVNG) vom 
23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 88) wird 
folgender Satz angefügt: 

,Für das dritte und jedes weitere Kind ist der 
Kinderzuschuß mindestens in Höhe des Kinder- 
geldes nach dem Kindergeldgesetz zu zahlen.' 

Artikel 5 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes und 
des Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege- 
j lungsgesetzes 

Dem § 60 Abs. 4 des Reichsknappschaftsgeset- 
zes und dem Artikel 2 § 11 des Gesetzes zur 
Neuregelung des Rechts der knappschaftlichen 
Rentenversicherung (Knappschaftsrentenversi- 
cherungs-Neuregelungsgesetz — KnVNG) vom 
21. Mai 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 533) wird fol- 
gender Satz angefügt: 

,Für das dritte und jedes weitere Kind ist der 
Kinderzuschuß mindestens in Höhe des Kinder- 
geldes nach dem Kindergeldgesetz zu zahlen.' " 

Begründung 

I Ein Abgehen von dem bisher verfolgten Grund- 

satz, daß die Kinderzuschüsse für die dritten 
und weiteren Kinder mindestens die gleiche 
Höhe wie das gesetzliche Kindergeld haben sol- 
len, ist weder notwendig noch sozial gerecht- 
: fertigt. Ob und wann für die älteren Versiche- 

j rungsfälle die in den Rentenversicherungsgeset- 

1 zen vorgesehene Anpassung der Renten zu 

einer Anhebung der Kinderzuschüsse bis zur 
Höhe des Kindergeldes führen wird, ist unge- 
wiß. Bei einer Ausklammerung der Kinderzu- 
schüsse aus dem Entwurf wird die Mehrzahl der 
kinderreichen Kinderzuschußempfänger im Jahre 
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1959 Kinderzuschüsse unter 40 DM erhalten. | 
Auch bei einer etwaigen weiteren Anhebung ! 
des Kindergeldes könnte sich die Ausklamme- : 
rung der Kinderzuschüsse nachteilig auf die 
Kinderzuschußempfänger auswirken. 

Die Benachteiligung der Kinderzuschußempfän- 
ger, welche im Gegensatz zu den Beziehern von 
Arbeitslosengeld, von Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe und von Ausgleichsrenten nach 
dem Bundesversorgungsgesetz von der Verbes- 
serung der Lage der kinderreichen Familien 
ausgeschlossen werden, wird durch die vorge- 
schlagene Ergänzung des Entwurfs vermieden. 
Eine entsprechende Bestimmung ist auch für die , 
in der Unfallversicherung zu gewährende Kin- ' 
derzulage in § 578 Abs. 2 Satz 1 des Entwurfs j 
eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der 
gesetzlichen Unfallversicherung — UVNG — 
(BR-Drucksache 206/58) vorgesehen. Daß bei den 
Waisenrenten ggf. durch die Erhöhung der Kin- 
derzuschüsse ebenfalls eine entsprechende Er- 
höhung erreicht wird (§ 1269 Abs. 1 Satz 3 RVO, 

§ 46 Abs. 1 Satz 3 AVG, § 69 Abs. 6 Satz 3 
RKG), erscheint sozial gerechtfertigt. 

„Artikel 6 

Änderung des Unfallzulagengesetzes 

In § 6 Abs. 7 des Gesetzes über Zulagen und 
Mindestleistungen in der gesetzlichen Unfall- 
versicherung und zur Überleitung des Unfall- 
Versicherungsrechts im Lande Berlin vom j 
29. April 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 253) in der ! 
Fassung des § 14 des Kindergeldergänzungs- j 
gesetzes vom 23. Dezember 1955 (Bundesgesetz- ! 
bl. I S. 841) und des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung von Vorschriften der Kindergeld- 
gesetze vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1061) wird in Satz 1 das Wort .dreißig' je- j 
weils durch das Wort , vierzig 1 ersetzt." 

Begründung 

Um für den Fall, daß das UVNG nicht bereits 
am 1. Januar 1959 verkündet ist, eine Benach- j 
teiligung der Empfänger von Kinderzulagen für i 
das dritte und jedes weitere Kind aus der ge- 
setzlichen Unfallversicherung zu vermeiden, ist 
es zweckmäßig, hinsichtlich der Kinderzulagen j 
in der gesetzlichen Unfallversicherung eine Zwi- j 
schenlösung zu treffen. 

Die bisherigen Artikel 3, 4, 5 und 6 werden 
Artikel 7, 8, 9 und 10. 


Auch für den Fall, daß dem Vorschlag unter 
lfd. Nr. 2 entsprochen werden sollte, wird die 
Bundesregierung gebeten, im weiteren Verlauf 
des Gesetzgebungsverfahrens folgende Neufas- 
sung des Artikels 1 Nr. 1 zu berücksichtigen: 

„1. § 3 Abs. 2 Nr. 7 erhält folgende Fassung: 

,7. von Empfängern von Kinderzulagen aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung oder 
von Kinderzuschüssen aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen. Dies gilt 
nicht, wenn der Kinderzuschuß aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen 
5 Deutsche Mark und mehr hinter dem 
Kindergeld nach § 4 Abs. 1 zurückbleibt. 
In diesen Fällen besteht Anspruch auf 
Kindergeld in Höhe des vollen Unter- 
schiedsbetrages, 1 " 

Begründung 

Bei der Festsetzung der Rente nach altem Recht 
gemäß Art. 2 § 42 ArVNG, Art. 2 § 41 AnVNG 
und Art. 2 § 11 KnVNG beträgt der Kinder- 
zuschuß für das dritte und jedes weitere Kind 
25 DM. Nach der gegenwärtigen Fassung des 
§ 3 Abs. 2 Nr. 7 KGG besteht daneben Anspruch 
auf das volle Kindergeld. Die im Entwurf vor- 
gesehene Änderung dieser Vorschrift würde den 
Anspruch auf Kindergeld ausschließen und die 
Rentner auf den um 15 DM hinter dem künfti- 
gen gesetzlichen Kindergeld zurückbleibenden 
Kinderzuschuß beschränken. Dies ist mit dem 
Grundsatz der Kindergeldgesetzgebung nicht zu 
vereinbaren, wonach jeder für die dritten und 
die weiteren Kinder die gleichen Leistungen er- 
halten soll. Die geringfügige Differenz zwischen 
den Kinderzuschüssen nach neuem Recht und 
dem Kindergeld von 40 DM kann hingenommen 
werden, zumal diese Differenz in absehbarer 
Zeit verschwinden wird. Aus diesem Grunde ist 
es gerechtfertigt, den Anspruch auf das Kinder- 
geld in Höhe des Unterschiedsbetrages davon 
abhängig zu machen, daß der Unterschied 5 DM 
und mehr ausmacht. 

Mit der vorgeschlagenen Fassung wird auch er- 
reicht, daß bei den vom Beginn der 27. Woche 
an zu zahlenden Renten auf Zeit aus den Ren- 
tenversicherungen dann Anspruch auf das Kin- 
dergeld in Höhe des Unterschiedsbetrages be- 
steht, wenn der Kinderzuschuß wegen des 
Rentenbeginns für den ersten Monat nur zum 
Teil zusteht und 5 DM und mehr hinter dem Kin- 
dergeld zurückbleibt. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu den Vorschlägen des Bundesrates 


I. 

Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird mit folgender Maß- 
gabe zugestimmt: 

a) Die neu einzufügende Nr. 2 erhält folgende 
Fassung: 

„2. In § 3 wird folgender neuer Absatz 3 ein- 
gefügt: 

,(3) Absatz 2 Nr. 2 und Nr. 6 Buchstabe b 
finden keine Anwendung während der Zeit, 
für die dem Arbeitnehmer im Falle der 
Arbeitsunfähigkeit gegen seinen Arbeit- 
geber (Dienstherrn) weder ein Anspruch auf 
Kinderzuschlag noch auf Krankenbezüge, die 
mindestens den allgemeinen tariflichen Be- 
stimmungen des Bundes oder der Länder 
entsprechen, noch auf Zuschuß zu den Lei- 
stungen aus der gesetzlichen Kranken- oder 
Unfallversicherung nach dem Gesetz zur 
Verbesserung der wirtschaftlichen Sicherung 
der Arbeiter im Krankheitsfalle vom 
26. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 649) zu- 
steht. ' iJ 

Absatz 3 wird Absatz 4. 

b) Artikel 1 Nr. 2 wird Nr. 3, Nr. 3 wird Nr. 4. 

c) Nach Artikel 2 wird folgender neuer Artikel 3 
eingefügt: 

„Artikel 3 

Änderung des Kindergeldergänzungsgesetzes 

§ 2 Abs. 2 Satz 2 des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes vom 23. Dezember 1955 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 841), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung und Ergänzung von Vorschriften 
der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1061), erhält folgende Fassung: 

,§ 3 Abs. 3 und 4 des Kindergeldgesetzes sind 
entsprechend anzuwenden. 1 " 

Begründung 

Der Bundesrat weist in der Begründung seines Vor- 
schlages darauf hin, daß Arbeitnehmer des öffent- 
lichen Dienstes bei längerer Krankheit nach den 
derzeitigen Bestimmungen weder Kinderzuschläge 
als Teil der Bezüge noch Kindergeld erhalten. Nach- 
dem die Versuche, diese Lücke durch eine entspre- 
chende Gestaltung der Tarifverträge zu schließen, 
bisher zu keinem Erfolg geführt haben, sprechen 
auch nach Auffassung der Bundesregierung manche 
Gründe für eine gesetzliche Regelung, obwohl da- 
mit eine weitere Komplizierung der Kindergeld- 
gesetze verbunden ist. 

Gegen die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung 
bestehen jedoch insofern Bedenken, als sie zu all- 
gemein gehalten ist. Ein Bedürfnis zu einer dem 


Vorschlag entsprechenden Regelung kann nur für 
die in § 3 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 6 Buchstabe b auf- 
i geführten Personen anerkannt werden. Den in § 3 
! Abs. 2 Nr. 1, 3, 4, 7 und 8 aufgeführten Personen 
: werden auch bei längerer Krankheit in ausreichen- 
; der Weise kindergeldähnliche Leistungen gewährt. 

! Bei den in § 3 Abs. 2 Nr. 5, 6 Buchstabe a und 
j Nr. 9 aufgeführten Personen ist ohnehin der An- 
; spruch auf Kindergeld nur ausgeschlossen, wenn sie 
! Leistungen für Kinder mindestens in Höhe des 
Kindergeldes erhalten. Die vom Bundesrat vorge- 
; schlagene Fassung trägt weiter nicht dem Umstand 
i Rechnung, daß während der Arbeitsunfähigkeit z. T. 

zwar keine Kinderzuschläge, aber Leistungen ge- 
| währt werden, die von dem Arbeitsentgelt ein- 
schließlich der Kinderzuschläge berechnet werden, 

I so daß hier ein Ausgleich für den Wegfall des An- 
spruchs auf Kinderzuschlag gegeben ist. Aus Grün- 
den des Gesetzessystematik erscheint es ferner 
zweckmäßig, dem § 3 des Kindergeldgesetzes nicht 
einen Absatz 4 anzufügen, sondern einen neuen 
Absatz 3 einzufügen mit der Folge, daß der bis- 
herige Absatz 3 Absatz 4 wird. 

Da die weitaus größte Zahl der Arbeitnehmer des 
' öffentlichen Dienstes in den Bereich des Kinder- 
; geldergänzungsgesetzes fällt, erscheint schließlich, 
j wenn das Ziel des Vorschlages, die bestehende 
Lücke zu schließen, erreicht werden soll, nicht nur 
eine Änderung des Kindergeldgesetzes, sondern 
auch des Kindergeldergänzungsgesetzes erforder- 
lich. 

Zu Nr. 2 

Dem Änderungsvorschlag wird, soweit er die Än- 
derung des Unfallzulagengesetzes betrifft, mit der 
! Maßgabe zugestimmt, daß der vorgeschlagene Ar- 
j tikel 6 als neuer Artikel 4 eingefügt wird; im 
übrigen wird dem Vorschlag nicht zugestimmt. 

Begründung 

! Soweit der Vorschlag § 1262 Abs. 4 der Reichsver- 
! sicherungsordmimg, § 39 Abs. 4 des Angestellten- 
| Versicherungsgesetzes und § 60 Abs. 4 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes betrifft, hat die Bundesregie- 
; rung in der Begründung des Entwurfs bereits darauf 
! hingewiesen, daß die Kinderzuschüsse zu den be- 
reits laufenden Renten die Höhe des Kindergeldes 
i von 40 DM monatlich für eine gewisse Zeit nicht 
J ganz erreichen werden. Sie hat jedoch die Auffas- 
1 sung vertreten, daß der rund 2 DM betragende 
| Unterschied nicht so erheblich sei, als daß ein Ein- 
1 griff in die Systematik der Rentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetze, wonach der Kinderzuschuß 
für alle Kinder Vio der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage beträgt, erforderlich wäre. An dieser 
j Auffassung wird festgehalten. 

Soweit der Vorschlag des Bundesrates Artikel 2 
I § 42 des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
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gesetzes, Artikel 2 § 41 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 11 

des Knappschaf tsrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes betrifft, wird dagegen anerkannt, daß in 
den wenigen Sonderfällen, in denen auf Grund die- 
ser Vorschriften die Renten nach altem Recht be- 
rechnet werden, ein größerer Unterschied zwischen 
dem Kinderzuschuß und dem Kindergeld besteht. 
Eine Ergänzung der genannten Vorschriften ent- 
sprechend dem Vorschlag des Bundesrates würde 
jedoch mit ihrem Charakter als Besitzstandsklauseln 
nicht vereinbar sein. Es erscheint richtiger, den 
unter die genannten Besitzstandsklauseln fallenden 
Empfängern von Kinderzuschüssen entsprechend 
der Empfehlung des Bundesrates zu Nr. 3, auf de- 
ren Berücksichtigung im weiteren Verlauf des Ge- 
setzgebungsverfahrens hingewirkt werden soll, 
einen Anspruch auf den Unterschiedsbetrag zwi- 
schen Kindergeld und Kinderzuschuß gegen den 
Träger der Kindergeldzahlung zu geben. 

Zu Nr. 1 und 2 

Im Hinblick auf die Einfügung der neuen Artikel 
3 und 4 werden die Artikel 3, 4, 5 und 6 der Reihe 
nach Artikel 5, 6, 7 und 8. 


Zu Nr. 3 

Die Empfehlung wird, wie bereits in Absatz 2 der 
Begründung zu Nr. 2 vermerkt, beachtet werden. 

II. 

Gegen die Entschließung des Bundesrates bestehen 
Bedenken, da eine Lösung im Sinne der Entschlie- 
ßung das Aufgeben von wesentlichen Grundsätzen 
des jetzigen Systems der Kindergeldgesetzgebung 
bedingen würde und mittelbar Folgen auch für an- 
dere Zweige der Sozialen Sicherheit nach sich zie- 
hen könnte. Die Bundesregierung verkennt dabei 
nicht, daß die Belastung lohnintensiver Betriebe, 
insbesondere des Mittelstandes, durch lohnbezogene 
Beiträge ein wirtschaftliches und soziales Problem 
darstellt. 

Hierüber eingeleitete Untersuchungen werfen je- 
doch sehr schwierige Fragen auf und werden natur- 
gemäß längere Zeit in Anspruch nehmen. Von der 
Prüfung dieser Fragen sollte die Durchführung der 
in dem Gesetzentwurf vorgesehenen Verbesserun- 
gen nicht abhängig gemacht werden. 
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